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DIE MANDANTEN-INFORMATION  

FEBRUAR 2023 

 
  

 
 
 
Allgemeine Steuerzahlungstermine im Februar 2023 
 
 
Freitag, 10.02.2023   Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
 
     Umsatzsteuer 
 
Mittwoch, 15.02.2023   Gewerbesteuer 
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EuGH: Welche Kriterien muss ein Vertrag erfüllen, damit er als Rechnung gelten kann? 
 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat zu der Frage Stellung genommen, ob ein Vertrag als Rech-
nung angesehen werden kann und welche Kriterien hierfür erfüllt sein müssen. 
 

Im Streitfall ging es um eine Gesellschaft, die Eigentümerin eines Grundstücks und eines Wohnhauses 
in Slowenien war. Sie wollte an diesem Ort Neubauten errichten und schloss dazu mit Raiffeisen 
Leasing einen Finanzierungsleasingvertrag (Sale-and-lease-back) ab. Danach verpflichtete sich Raiff-
eisen Leasing, das Grundstück zu einem Preis zu kaufen. Die Gesellschaft verpflichtete sich, die 
monatlichen Leasingraten bis zur vollständigen Rückzahlung des Werts des Grundstücks und der zu 
errichtenden Gebäude zu zahlen. Der Mehrwertsteuerbetrag war in diesem Vertrag ausgewiesen. 
Raiffeisen Leasing stellte keine Rechnung aus und führte auch keine Mehrwertsteuer ab. Die Gesell-
schaft beanspruchte auf Grundlage des Vertrags den Vorsteuerabzug, da sie der Ansicht war, dass es 
sich bei diesem Vertrag um eine Rechnung handele. 
 

Der Vorsteuerabzug wurde von der slowenischen Finanzverwaltung abgelehnt, da der vom Vertrag 
umfasste Umsatz steuerfrei sei. Zugleich stellte die Verwaltung fest, dass Raiffeisen Leasing die 
Mehrwertsteuer bislang noch nicht entrichtet habe, und forderte diese nun auf, Zinsen auf die 
Steuerschuld zu zahlen. 
 

Der Oberste Gerichtshof der Republik Slowenien wollte vom EuGH wissen, ob ein Finanzierungs-
leasingvertrag, nach dessen Abschluss die Parteien keine Rechnung ausgestellt haben, als Rechnung 
angesehen werden kann und welche Angaben dieser Vertrag zwingend enthalten muss, damit er als 
Rechnung gilt. 
 

Nach Auffassung des EuGH kann ein Finanzierungsleasingvertrag, nach dessen Abschluss keine 
Rechnung ausgestellt wurde, als Rechnung im Sinne der Mehrwertsteuersystemrichtlinie angesehen 
werden. Der Vertrag muss neben der ausgewiesenen Mehrwertsteuer alle Angaben enthalten, die 
erforderlich sind, damit die Steuerverwaltung feststellen kann, ob die materiellen Voraussetzungen 
für den Vorsteuerabzug im konkreten Fall erfüllt sind. 
 

Hinweis: Dieses Urteil ist für die deutsche Regelung interessant. Denn auch in Deutschland ist es 
üblich, dass ein Vertrag in bestimmten Konstellationen als Rechnung dient (z.B. Mietvertrag). Sofern 
nicht alle Pflichtangaben im Sinne des Umsatzsteuergesetzes enthalten sind, müssen sich diese aus 
anderen Unterlagen ergeben. Der Vertrag muss dann einen Hinweis auf diese Unterlagen enthalten. 
 

Internethandel: eBay-Händler mit Hunderten Auktionen ist unternehmerisch tätig 
 

Privatpersonen, die gelegentlich Waren des eigenen persönlichen Gebrauchs auf Online-Markt-
plätzen wie eBay verkaufen, bewegen sich damit meist noch im Rahmen einer sogenannten privaten 
Vermögensverwaltung, für die sich das Finanzamt in der Regel nicht interessiert. Allerdings müssen 
sie beachten, dass auch in dieser privaten Sphäre eine Steuerpflicht der Gewinne eintreten kann, 
wenn zwischen Kauf und Verkauf der jeweiligen Ware weniger als zwölf Monate liegen. Denn in 
diesem Fall kann ein Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften vorliegen, für den allerdings eine 
Freigrenze von 600 € pro Jahr gilt. Sofern ein Anbieter seine Verkaufsaktivitäten nachhaltig und 
selbständig betreibt und dabei mit Gewinnerzielungsabsicht handelt, ist er als Gewerbetreibender 
einzustufen, sodass ihn diverse (steuer-)rechtliche Pflichten treffen und er sein Gewerbe anmelden 
muss. Seine erzielten Gewinne unterliegen dann regelmäßig der Einkommen-, Umsatz- und ggf. der 
Gewerbesteuer. 

mailto:info@goetz-steuerberater.com


       

  

 

                                                                                                                              Götz Steuerberatungsgesellschaft mbH 
 

                                      Kanzlei Neumarkt    Kanzlei Neuhaus 
                                      Weinberger Str. 18, 92318 Neumarkt/OPf.    Eisfelder Str. 7, 98724 Neuhaus am Rennweg 
                                      Tel.: 09181/48610 - Fax: 09181/486130     Tel.: 03679/79310 - Fax: 03679/793131 
                                      E-Mail: info@goetz-steuerberater.com    E-Mail: info@goetz-steuerberater.com 
 
  

 Seite 3 von 5 

Für eine gewerbliche Prägung der Verkaufstätigkeit spricht es beispielsweise auch, wenn der 
Anbieter im Internet mit einem Logo oder einem speziellen Design auftritt oder gleiche Produkte 
mehrfach anbietet. 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass ein Verkäufer mit jährlich mehreren Hundert 
Auktionen auf eBay umsatzsteuerrechtlich eine steuerpflichtige unternehmerische Tätigkeit ausübt. 
Geklagt hatte eine Frau, die bei Haushaltsauflösungen verschiedene Gegenstände erworben und 
über einen Zeitraum von fünf Jahren auf eBay versteigert hatte. Aus insgesamt 3.000 Versteige-
rungen hatte sie Einnahmen von ca. 380.000 € erzielt. Der BFH erklärte, dass die Umsätze der Um-
satzsteuer unterliegen, da die Klägerin aufgrund der Vielzahl der Verkäufe nachhaltig tätig war. Der 
Umfang ihrer Verkaufstätigkeit hatte zudem eine Betriebsorganisation erfordert. So hatte sie 
beispielsweise Verpackungsmaterial kaufen, Waren verpacken, Porto zahlen und digitale Bilder der 
angebotenen Gegenstände anfertigen müssen. Im Ergebnis lag also eine intensive und langfristige 
Verkaufstätigkeit vor, die umsatzsteuerlich erfasst werden musste. 
 

Der BFH verwies die Sache gleichwohl zurück an das vorinstanzliche Finanzgericht, da noch zu klären 
war, ob die Klägerin die sogenannte Differenzbesteuerung anwenden kann, sodass sich der umsatz-
steuerpflichtige Umsatz nicht nach dem erzielten Verkaufspreis bemisst, sondern nach dem Betrag, 
um den der Verkaufspreis den Einkaufspreis für den Gegenstand übersteigt. Fehlende Aufzeich-
nungen über Einkäufe stehen der Differenzbesteuerung nach Auffassung des BFH nicht zwingend 
entgegen, sodass in diesem Fall auch eine Schätzung in Betracht gezogen werden muss. Käme die 
Differenzbesteuerung zur Anwendung, würde sich die Steuerschuld der Klägerin erheblich mindern. 
 

Hinweis: Internetverkäufer sollten nicht darauf vertrauen, dass ihre Verkaufsaktivitäten im Netz 
wegen eines anonymen Nutzerkontos unentdeckt bleiben, denn die Finanzämter dürfen sich die 
benötigten Anbieterinformationen mittlerweile von den Betreibern der Internetplattformen be-
schaffen. 
 
Werbung für Arbeitgeber: Arbeitnehmer erzielen lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn 
 

Auch Arbeitgeber haben ein Interesse daran, dass ihre Arbeitnehmer möglichst viel „Netto“ von 
ihrem Bruttolohn herausbekommen und die einbehaltenen Sozialabgaben und Steuern möglichst 
gering ausfallen. Um die Abzugsbeträge (insbesondere die Lohnsteuer) zu mindern, wird häufig 
versucht, steuerfreie Lohnbestandteile in das Entlohnungsmodell einzubauen, wie beispielsweise 
Kita-Zuschüsse, Leistungen zur Gesundheitsförderung oder Vorteile aus der Überlassung von betrieb-
lichen Handys und PCs zur privaten Nutzung. Eine weitere Strategie besteht darin, zwischen den 
Arbeitsparteien eine Sonderrechtsbeziehung (z.B. ein Mietverhältnis) aufzubauen, um die dann auf 
dieser Grundlage erfolgenden (Miet-)Zahlungen dem Lohnsteuerabzug zu entziehen und ggf. gel-
tende Freibeträge auszuschöpfen. 
 

Einen solchen Versuch hat auch ein mittelständisches Unternehmen aus Nordrhein-Westfalen 
unternommen, indem es seinen Mitarbeitern ein Entgelt dafür zahlte, dass sie an ihrem privaten 
Pkw einen Kennzeichenhalter mit Werbung des Arbeitgebers anbrachten. Zugrunde lag diesen 
Zahlungen ein „Mietvertrag Werbefläche“, der auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses befristet 
war und von jeder Vertragspartei mit einer Frist von zwei Monaten gekündigt werden konnte.  
Die Mitarbeiter erhielten für ihre „Werbeleistungen“ ein jährliches Entgelt in Höhe von 255 €.  
Der Arbeitgeber behandelte die Zahlung als sonstige Einkünfte und behielt keine Lohnsteuer ein.  
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Da für sonstige Einkünfte ein Freibetrag von 256 € pro Jahr gilt, hätten die Arbeitnehmer die Zah-
lungen auch später nicht in ihrer Einkommensteuererklärung versteuern müssen, sodass sich ein 
maximaler Steuerspareffekt eingestellt hätte. 
 

Das Finanzamt stufte die Zahlungen nach einer Lohnsteueraußenprüfung jedoch als steuerpflichtigen 
Arbeitslohn ein und nahm den Arbeitgeber für nicht entrichtete Lohnsteuer in Haftung. Der Arbeit-
geber argumentierte, dass die Zahlungen nicht aufgrund des Arbeitsverhältnisses geleistet wurden, 
sondern aufgrund einer separaten „Werbebeziehung“. 
 

Der Bundesfinanzhof stufte die Lohnsteuernachforderung jedoch als rechtmäßig ein und entschied, 
dass das bezogene Entgelt steuerpflichtiger Arbeitslohn war. Zwar führt nicht jede Zahlung eines 
Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer zwangsläufig zu Arbeitslohn, sodass Arbeitsparteien neben dem 
Arbeitsvertrag auch weitere eigenständige Verträge abschließen können. Kommt diesen Verträgen 
allerdings kein eigenständiger wirtschaftlicher Gehalt zu, kann es sich nach Gerichtsmeinung insoweit 
nur um eine weitere Arbeitslohnzahlung handeln. Bei den Werbemietverträgen fehlte es an einem 
eigenständigen wirtschaftlichen Gehalt, da die Laufzeit der Verträge an die Arbeitsverträge geknüpft 
war und für die Bemessung des Entgelts ersichtlich nicht der erzielbare Werbeeffekt maßgeblich 
gewesen war, sondern die Steuerfreigrenze für sonstige Einkünfte. 
 

Wohnungsüberlassung an Kinder: Ohne Kindergeldanspruch liegt keine Selbstnutzung vor 
 

Wenn Immobilien vor Ablauf der zehnjährigen Spekulationsfrist veräußert werden, muss der reali-
sierte Wertzuwachs als Gewinn aus privaten Veräußerungsgeschäften versteuert werden. Kein 
Steuerzugriff erfolgt hingegen, wenn die Immobilie zuvor zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden 
ist. Die Wohnung oder das Haus muss hierzu nicht zwingend der Hauptwohnsitz oder Lebens-
mittelpunkt gewesen sein – auch eine selbst genutzte Zweitwohnung kann steuerfrei veräußert 
werden. Eine steuerfreistellend wirkende Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung auch dann vor, wenn die Immobile zuvor unentgeltlich an ein Kind 
überlassen wurde, für das ein Kindergeldanspruch besteht. Wird aber die Immobilie anderen Per-
sonen (z.B. fremden Dritten oder Kindern ohne Kindergeldanspruch) überlassen, dann liegt keine 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken vor, sodass kein steuerfreier Immobilienverkauf innerhalb der 
Zehnjahresfrist gelingen kann. 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem neuen Urteil noch einmal bekräftigt, dass nur Kinder mit 
Kindergeldanspruch eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken begründen können. Im Entscheidungs-
fall hatten die Eltern im Jahr 2010 eine Wohnung gekauft, in die zwei ihrer studierenden Söhne 
eingezogen waren (unentgeltliche Überlassung). Die Eltern veräußerten die Wohnung im Jahr 2016 
mit Gewinn, zweieinhalb Jahre zuvor hatten die Zwillingssöhne jedoch ihren 25. Geburtstag gefeiert, 
sodass der Kindergeldanspruch für sie erloschen war. 
 

Das Finanzamt besteuerte den Gewinn aus dem Wohnungsverkauf als privaten Veräußerungsgewinn 
und berief sich darauf, dass die Wohnung in den letzten zweieinhalb Jahren vor dem Verkauf nicht 
mehr an kindergeldrechtlich anerkannte Kinder überlassen worden war, sodass keine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken mehr vorgelegen hat. Die Eltern hielten dem entgegen, dass die gleichwohl 
bestehende Unterhaltsverpflichtung gegenüber ihren Kindern dazu führen müsse, dass eine Selbst-
nutzung anzunehmen sei. Der BFH folgte dieser Argumentation nicht und verwies darauf, dass bei 
der Wohnungsüberlassung an Kinder ein bestehender Kindergeldanspruch notwendig ist, um eine 
Nutzung zu eigenen Wohnzwecken begründen zu können. 
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Kirchensteuer: Erstattungsüberhang muss immer versteuert werden 
 

Kirchensteuerzahlungen können in der Einkommensteuererklärung als Sonderausgaben abgesetzt 
werden, sodass sie sich steuermindernd auswirken. Wird einem Steuerzahler in einem Veranlagungs-
zeitraum mehr Kirchensteuer erstattet, als er zahlt, führt dieser sogenannte Erstattungsüberhang zu 
einem Hinzurechnungsbetrag („negative Sonderausgaben“), sodass sich der Gesamtbetrag der Ein-
künfte des Steuerzahlers im Erstattungsjahr erhöht. Der Erstattungsüberhang wird also als Einkom-
men versteuert. 
 

Was eigentlich eine Vereinfachungsregelung sein soll, kann für den Steuerzahler zu erheblichen 
Härten führen, wenn Kirchensteuer erstattet wird, die sich im Jahr der ursprünglichen Zahlung gar 
nicht steuermindernd ausgewirkt hat. Ein Extremfall lag jetzt dem Bundesfinanzhof (BFH) zur 
Entscheidung vor: Ein GmbH-Gesellschafter hatte im Jahr 2009 Kirchensteuer in Höhe von 508.768 € 
vorausgezahlt. Sein Einkommensteuerbescheid 2009 erging im Jahr 2012 mit einem Gesamtbetrag 
der Einkünfte unterhalb des Grundfreibetrags, sodass sich die Kirchensteuerzahlungen nicht als 
Sonderausgaben steuermindernd auswirken konnten. 
 

Der Steuerbescheid führte zu einer Erstattung der Kirchensteuer im Jahr 2012. In diesem Jahr, in dem 
der Gesellschafter keine neuen Kirchensteuerzahlungen geleistet hatte, kam es dann zum steuer-
lichen Dilemma: Das Finanzamt erfasste die Kirchensteuererstattung im Einkommensteuerbescheid 
2012 in voller Höhe als Erstattungsüberhang, sodass die Einkommensteuer um mehrere Hundert-
tausend Euro erhöht wurde. Der Gesellschafter klagte dagegen, scheiterte jedoch vor dem BFH. Die 
Bundesrichter urteilten, dass die Besteuerung eines Erstattungsüberhangs auch dann rechtens ist, 
wenn sich die erstattete Kirchensteuer im Jahr ihrer ursprünglichen Zahlung nicht steuermindernd 
ausgewirkt hat. 
 

Weiter wiesen sie darauf hin, dass ein Kirchensteuererstattungsüberhang auch dann versteuert 
werden muss, wenn der Steuerzahler im Erstattungsjahr – wie im vorliegenden Fall – keine Kirchen-
steuer gezahlt hat. 
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